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BREMERHAVEN. Ältere Bürge-
rinnen und Bürger können
Heiligabend gern besinnlich in
Gemeinschaft im Seniorentreff-
punkt „Ankerplatz“, Prager
Straße 71, verbringen.

2020 musste die traditionelle
Weihnachtsfeier wegen Corona
ausfallen. Deshalb freuen sich
die Seniorenbetreuung der
Stadt und engagierte Ehren-
amtliche auf ein unterhaltsa-
mes Programm von 18 bis
20.30 Uhr (Einlass: 17.15 Uhr).

Willkommen sind Frauen
und Männer ab 55 Jahren aus
Bremerhaven. Für Gemütlich-
keit sorgen bunte Teller, warme
Getränke, Kartoffelsalat und
Würstchen. Bremerhaven Bus
stellt Linienbusse bereit und
bringt hinterher alle kostenlos
in die Nähe der Wohnung.

Verbindliche Anmeldungen
im Ankerplatz bis Freitag, 10.
Dezember, 9 bis 17 Uhr. Die
schriftliche Teilnahmebestäti-
gung wird zugeschickt. Es gel-
ten die aktuellen Corona-Re-
geln; Infos:  41 79 41. (pm/lit)

Bremerhavener Senioren

Heiligabend
gemeinsam
verbringen

GRÜNHÖFE. Zu einem vorweih-
nachtlichen Seniorennachmit-
tag lädt das Dienstleistungszen-
trum (DLZ) Grünhöfe für
Sonnabend, 11. Dezember, ein.
Die „Original Fishtown Sin-
gers“ stimmen die Besucher auf
das Weihnachtsfest ein.

Der Nachmittag beginnt um
15 Uhr, es gilt die 2-G-Regel.
Zutritt hat also nur, wer nach-
weisen kann, dass er oder sie
geimpft oder genesen ist. Wer
teilnehmen will, kann sich un-
ter   04 71/3 08 78 21 oder per
Mail an infobuero@dlz-gruen-
hoefe.de anmelden. Der Eintritt
kostet 6 Euro inklusive Kaffee
und Kuchen. (pm/znn)

Dienstleistungszentrum

Weihnachtsfeier
für Senioren

BREMERHAVEN. Die Bremerha-
vener Gesellschaft für Investi-
tionsförderung und Stadtent-
wicklung (BIS) möchte in Ko-
operation mit der Hochschule
Bremerhaven Unternehmen
unterstützen, sich weiteres
Know-how im Bereich künstli-
che Intelligenz anzueignen,
und bietet die Teilnahme an ei-
nem Workshop besonders für
kleine und mittlere Unterneh-
men in Bremerhaven an. Die
Veranstaltung ist auch für Men-
schen gedacht, die keine Ex-
perten in Sachen IT sind. Refe-
rent ist Sahin Gültekin, Tech-
nologiemanager am KI-Trans-
fer-Zentrum Bremen, Institute
of Artificial Intelligence Me-
thods and Information Mining
und am KI-Lab Bremerhaven.

Die Innovationswerkstatt
findet am Donnerstag von 10
bis 14 Uhr als Präsenzveran-
staltung im Timeport II, Bark-
hausenstraße 4, im Erdge-
schoss statt. Eine Anmeldung
zu der Veranstaltung ist bis
heute bei Karolina Fahrenbach,
(fahrenbach@bis-bremerha-
ven.de) möglich. (pm/ger)

Workshop

Know-how
zu künstlicher
Intelligenz

LEHE. Am Dienstag, 7. Dezem-
ber, 19 Uhr, soll die letzte Sit-
zung der Stadtteilkonferenz Le-
he in diesem Jahr stattfinden.
Geplant ist, die Sitzung in Prä-
senz abzuhalten. Falls die Co-
rona-Lage dies nicht zulässt,
könnte es sein, dass die Konfe-
renz auf ein Onlineformat um-
disponiert werden muss. Das
teilte die Stadtteilkonferenz
jetzt mit. (pm/ger)

Stadtteilkonferenz Lehe

Letzter Termin in
diesem Jahr

Geklagt hatten die „Bürger in
Wut“ (BIW). Als im Sommer die-
ses Jahres das Beförderungsthema
in den Ausschüssen der Stadtver-
ordnetenversammlung auftauch-
te, verschafften sie wie auch die
anderen Oppositionsparteien ih-
rem Unmut Luft. Die Ausschuss-
mitglieder sollten im Nachhinein
die Gehaltserhöhung für den
Chef der Ortspolizeibehörde ab-
segnen, die der Magistrat bereits
ein gutes Jahr zuvor beschlossen
hatte. Sie sollten die für Götzes
Beförderung erforderliche Verän-
derung im Stellenplan vorneh-
men.

Es geht um Fehler beim Ver-
waltungshandeln, aber auch um
den Umgang des Magistrats mit
der Stadtverordnetenversamm-
lung. In der Sache selbst gab es
keine Kritik, niemand missgönnte
Götze die Gehaltsaufbesserung.
Das Landesparlament hatte im
Sommer 2020 beschlossen, den
Polizeichef in eine höhere Besol-
dungsgruppe einzustufen. Der
Aufstieg von B 2 auf B 3 bedeutet

bei den Grundbezügen eine Ge-
haltserhöhung von 7824 Euro auf
8281 Euro. Das Land zahlt den
Zuschlag. Der Magistrat zog dann
im Juli 2020 schnell nach und be-
schloss ebenfalls die Gehaltserhö-
hung. Seitdem wurde das Gehalt
bezahlt. Aber dann wurden die
weiteren notwendigen Schritte
versäumt.

Erst ein gutes Jahr später be-
fasste Oberbürgermeister Melf
Grantz (SPD) den Personal- und
Organisationsausschuss mit dem
Thema. Götzes Gehaltserhöhung
sollte nun auch im Stellenplan
nachvollzogen werden. Es gebe
dafür einen „unabweisbaren und
nicht aufschiebbaren Bedarf“. Es
sei Tempo notwendig, weil Götze
bereits in zwei Jahren in den Ru-
hestand gehe und die Gehaltser-
höhung lange genug zurückliegen
müsse, um auch bei der Pension
wirksam zu werden.

Der Ausschuss stimmte zu.
Und die „Bürger in Wut“ klagten,
weil ihrer Meinung nach die
Stadtverordnetenversammlung

selbst mit dem Thema hätte be-
fasst werden müssen. Schließlich
habe die ja auch den Stellenplan
beschlossen, der nun nachträg-
lich verändert werde.

In dem jetzigen Eilverfahren
bestätigte das Verwaltungsgericht
diese Einschätzung. Der Stellen-
plan sei Sache der Stadtverordne-
tenversammlung. Der Personal-
ausschuss hätte nur dann eingrei-
fen dürfen, wenn tatsächlich drin-
gender Bedarf bestanden hätte.
Aber den sieht das Gericht nicht.
Die Planstelle noch schnell zu

schaffen, damit die höhere Besol-
dung auch in der Pension wirk-
sam wird, reiche nicht.

„Das wäre sonst ein Schlag ins
Gesicht aller Beamten gewesen,
die nicht die Möglichkeit haben,
passend vor der Pensionierung
noch eine Gehaltserhöhung zu
bekommen“, sagt Timke. Ein
dringender Bedarf bestehe bei-

spielsweise, wenn Mehrarbeit an-
falle. Die Stadt habe einfach Feh-
ler gemacht und versäumt, recht-
zeitig die Politik mit der Gehalts-
erhöhung zu befassen.

Was passiert mit dem Geld?

Timke will jetzt wissen, was mit
dem Geld passiert, das Götze be-
reits ausgezahlt wurde. Und er
fordert dienstrechtliche Konse-
quenzen. Etwa beim Rechtsamt,
dass das Verfahren als rechtmäßig
eingestuft habe.

Die Stadt äußerte sich am
Montag nicht zu diesem Urteil.
„Der Magistrat muss den Be-
schluss des Verwaltungsgerichts
Bremen erst einmal bewerten und
wird dann prüfen, ob Rechtsmit-
tel eingelegt werden“, sagte Ma-
gistratssprecher Volker Heigen-
mooser.

Timke hat bereits mehrere Er-
folge vor Gericht errungen. So
klagte er gegen den Versuch, eine
Debatte zu einem möglichen Dis-
ziplinarverfahren gegen den frü-
heren Sozialdezernenten Klaus
Rosche (SPD) ohne Öffentlich-
keit zu führen. Einen Teilerfolg
gab es dann bei der Klage gegen
die Dauer der Corona-Ausgangs-
sperre im Frühjahr. Und den Se-
nat verklagte er schließlich erfolg-
reich vor dem Staatsgerichtshof
wegen der Verletzung der Aus-
kunftspflicht. (lit)

Patzer beim Gehaltszuschlag
Nach Fehler des Magistrats: Verwaltungsgericht setzt Beschluss für Polizeichef Götze außer Kraft

Von Klaus Mündelein

BREMERHAVEN. Der Magistrat hat eine Schlappe vor dem Bremer Ver-

waltungsgericht hinnehmen müssen. Sein Versuch, eine Gehaltserhö-

hung für Polizeichef Harry Götze im Nachhinein absegnen zu lassen,

ist vorerst gescheitert. Das Gericht setzte den Beschluss im Eilverfah-

ren außer Kraft.

Der Versuch von Oberbürgermeister Melf Grantz (links), die Gehaltserhöhung für Polizeichef Harry Götze absegnen zu lassen, ist vorerst geschei-
tert. Das Verwaltungsgericht setzte den Beschluss außer Kraft. Foto: Scheschonka

»Das wäre sonst ein
Schlag ins Gesicht aller
Beamten gewesen, die
nicht die Möglichkeit
haben, passend vor der
Pensionierung noch eine
Gehaltserhöhung zu be-
kommen.«
Jan Timke, „Bürger in Wut“ (BIW)

BREMERHAVEN. Für die Bremerha-
vener Piraten ist es ein Schlag.
Mit seinem Parteiaustritt verlieren
sie nicht nur den Stadtverordne-
ten Alexander Niedermeier. Da
der sein Mandat behält, sind die
Piraten auch nicht mehr in der
Stadtverordnetenversammlung
vertreten. „Wir müssen nun zei-
gen, dass die Piraten nicht nur
aus Herrn Niedermeier beste-
hen“, sagt Parteivorsitzender
Christian Daum.

„Sein Austritt hat mich über-
rascht. Es gab keinen Hinweis“,
sagt Andreas Lange, Vorstands-
mitglied bei den Bremerhavener
Piraten. Differenzen beim Um-
gang der Partei mit der Pandemie
habe es allerdings schon gegeben.
Für Niedermeier ist die Haltung
der Piraten der Anlass für seinen
Austritt aus der Partei, wie er in
einer Stellungnahme in den sozi-
alen Medien betonte. Er selbst
war am Montag nicht erreichbar.

Niedermeier wirft den Piraten
vor, die gravierenden Pandemie-
beschlüsse bislang mitgetragen zu

haben. Er beklagt den Abbau von
Bürger- und Freiheitsrechten und
die digitalen Nachweispflichten.
Die Freiheitsrechte würden ver-
schwinden, es blieben das Virus
und die Überwachungstechniken.

Die Mehrheit, so Daum, trage

die Corona-Maßnahmen mit. Es
gebe aber unterschiedliche An-
sichten, wie in vielen anderen
Parteien auch. Es gebe auch Pira-
ten, die noch strengere Maßnah-
men vorgeschlagen hätten. „Ba-
sisdemokratie aber bedeutet, dass
sich alle der Mehrheit beugen“,
sagt Daum. Er habe ein gutes Ver-
hältnis zu Niedermeier und ak-
zeptiere seine Meinung, „auch
wenn ich nicht alles teile“, sagt
der Parteichef.

Dass nun den Piraten nicht
mehr die Stadtverordnetenver-
sammlung als politische Bühne
zur Verfügung steht, sei ein Prob-
lem, sagt Daum. Er habe geahnt,
dass Niedermeier austreten wür-
de. Er sei aber davon ausge-
gangen, dass er das erst später
zum Ende der Legislaturperiode
vollziehen werde. Dass der ab-
trünnige Stadtverordnete nun
sein Mandat behält und nicht den
Piraten überlässt, sieht Lange kri-
tisch. „Aber ich werde deshalb
jetzt nicht auf ihn einprügeln“,
sagt er. (mue/skw)

Austritt bei den Piraten wegen
Corona-Streit
Alexander Niedermeier verlässt die Partei, behält aber sein Mandat

Alexander Niedermeier hat die
Bremerhavener Piraten-Partei ver-
lassen. Er will aber sein Mandat in
der Stadtverordnetenversammlung
behalten. Foto: Archiv

BREMERHAVEN. In Sachen Berufs-
pendelverkehr müsse gerade der
Hafen in den Fokus genommen
werden, fordert der Grünen-
Kreisverband Bremerhaven. Hier
würden „endlich attraktive Ange-
bote“ benötigt werden, und zwar
„eine echte Radinfrastruktur und
eine gute Busanbindung“. Die
Idee eines Buspendelverkehrs
verfolgten die Grünen seit gut ei-
nem Jahr.

Erste Gespräche auch mit Bre-
men seien bereits geführt worden.
Vorstellbar sei ein gegenläufiger
Pendelverkehr mit zusätzlichen
Verstärkungen zu den Schicht-
wechseln. Dazu gehörten auch
Stopps an Knotenpunkten und
Bahnhöfen, um zügig und kom-
fortabel von und in den Hafen zu
kommen. Die Grünen fordern
von SPD, CDU und FDP „end-
lich mehr konkrete Ideen für eine
klimafreundliche und bürgernahe
Verkehrspolitik.“

Täglich pendeln nach Angaben
der Grünen 24 600 Menschen aus
dem Umland nach Bremerhaven
und zurück. Das sei beinahe die
Hälfte aller Beschäftigten. Fast 90
Prozent nutzten dafür das eigene
Auto. „Den Preis für den Pendel-
verkehr zahlen die Menschen in
Bremerhaven.“ (pm/ger)

Grünen-Kreisverband Bremerhaven

Für attraktive
Angebote
für Pendler

BREMERHAVEN. Das Team der On-
kologischen Tagesklinik am Kli-
nikum Reinkenheide (KBR) wird
wegen besonderer Verdienste bei
der Versorgung schwer krebs-
kranker Patientinnen und Patien-
ten mit dem 7. „Oberbürgermeis-
ter Bodo Selge“-Preis ausgezeich-
net. Der Vorschlag kam von
Oberärztin Dr. Anja Urbigkeit,
die die Onkologie leitet.

Bei der Feier begründete sie ih-
ren Vorschlag: „Das über die nor-
male Arbeit weit hinaus gehende
Engagement und der persönliche

Einsatz verdienen äußerste Aner-
kennung.“ Stellvertretend für das
Team nahmen Barbara Franke
und Gabriele Engelbarts Urkunde
und Preisgeld entgegen.

Wilfried Töpfer, Vorstandsvor-
sitzender des Fördervereins Klini-
kum Bremerhaven Reinkenheide:
„Schlussendlich haben wir uns
einstimmig für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Onkolo-
gischen Tagesklinik entschieden,
weil sie den krebskranken Patien-
tinnen und Patienten wesentlich
helfen, diese einschneidende Dia-
gnose zu bewältigen.“ Hervorzu-
heben sei der oft über das erwar-
tete Maß herausgehende Einsatz
in dem emotional sehr belasten-
den Arbeitsfeld.

Dr. Urbigkeit ergänzt: „Persön-
liche außergewöhnlich gute Ver-
netzung innerhalb des KBR und
nach außen, kurze Dienstwege,
schnelle Lösungen für Patienten.
Ferner Angebote in Eigeniniti-
ative wie Infoveranstaltungen,
Schmink- und andere Kurse und
Palliativ-Konferenzen.“ (pm/lit)

Ehre für Versorgung
an Krebs Erkrankter
Bodo Selge-Preis an Onkologische Tagesklinik

Bodo Selge-Preis verliehen (von
links): Wilfried Töpfer, Gabriele En-
gelbarts, Barbara Franke und Bernd
Freemann. Foto: Masorat

BREMEN/BREMERHAVEN. Zum Ko-
alitionsvertrag von SPD, Grünen
und FDP sagt Janina Marahrens-
Hashagen, Präses der Handels-
kammer Bremen-IHK für Bremen
und Bremerhaven: „Dieser erfreu-
lich schnell zustande gekommene
Koalitionsvertrag fokussiert zu
Recht auf die Wettbewerbsfähig-
keit des Wirtschaftsstandorts
Deutschland. Vor allem in der Fi-
nanzierungsfrage und bei der
weltweiten Absicherung der In-
dustrieunternehmen bestehen
aber noch Unklarheiten.“ Die
Herausforderungen müssten nun
zügig angepackt werden, woran
sich die künftige Bundesregierung
messen lassen müsse. Deutsch-
land brauche jetzt zügig einen
deutlichen Investitionsruck.

„Gerade in der herausfordern-
den Pandemiesituation sind die
Unternehmen dringend auf sinn-
volle Rahmenbedingungen für fai-
ren Wettbewerb und auf ein zügi-
ges, planbares, verlässliches und
modernes Verwaltungshandeln
angewiesen“, so die IHK-Präses.
Notwendig seien Digitalisierung,
Verwaltungsmodernisierung und
Bürokratieabbau. (pm/ger)

Zum Koalitionsvertrag

IHK: Den
Standort
stärken
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